
 

TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 

Entwurf einer Änderung des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976, LGBl. 2420 
(GVBG-Novelle 2020) 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 2 Abs. 1 lit. e: § 2 Abs. 1 lit. e: 

 
(1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen aufgenommen werden, bei 
denen nachstehende Voraussetzungen zutreffen: 

a) die österreichische Staatsbürgerschaft; 
b) das vollendete 15. Lebensjahr; 
c) die volle Handlungsfähigkeit; Minderjährige können jedoch mit 

Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters aufgenommen werden; 
d) die persönliche und fachliche Eignung für den Dienst, insbesondere die 

Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift in dem für die 
Verwendung erforderlichen Ausmaß, und die Erfüllung der mit 
besonderen Vorschriften festgesetzten Bedingungen; 

e) ein einwandfreies Vorleben. 
 
 
 
 
 
Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 
Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 3a), sind Staatsangehörige eines EU- oder 
EWR-Mitgliedstaates sowie eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf 
Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der europäischen Integration die 
selben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat, österreichischen 
Staatsbürgern gleichgestellt. 
 

 
(1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen aufgenommen werden, bei 
denen nachstehende Voraussetzungen zutreffen: 

a) die österreichische Staatsbürgerschaft; 
b) das vollendete 15. Lebensjahr; 
c) die volle Handlungsfähigkeit; Minderjährige können jedoch mit 

Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters aufgenommen werden; 
d) die persönliche und fachliche Eignung für den Dienst, insbesondere die 

Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift in dem für die 
Verwendung erforderlichen Ausmaß, und die Erfüllung der mit 
besonderen Vorschriften festgesetzten Bedingungen; 

e) ein einwandfreies Vorleben, wobei der Dienstgeber ermächtigt ist, vor 
dem erstmaligen Einsatz von Vertragsbediensteten in Einrichtungen 
zur Betreuung, Erziehung oder Unterrichtung von Kindern und 
Jugendlichen Auskünfte gemäß § 9a Abs. 2 des Strafregister-
gesetzes 1968, BGBl.Nr. 277/1968, einzuholen; diese Strafregister-
auskünfte sind nach ihrer Überprüfung unverzüglich zu löschen. 

Wenn es sich nicht um Verwendungen handelt, die österreichischen 
Staatsbürgern vorbehalten sind (§ 3a), sind Staatsangehörige eines EU- oder 
EWR-Mitgliedstaates sowie eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf 
Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der europäischen Integration die 
selben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat, österreichischen 
Staatsbürgern gleichgestellt. 
 

§ 6c Abs. 7: § 6c Abs. 7: 

  
(7) Vertragsbedienstete, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinne 
des Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. L 141 vom 
27.05.2011, S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589 ABl. L 
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107 vom 22.04.2016, S. 1, Gebrauch machen, dürfen als Reaktion auf eine 
Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die Freizügigkeit gemäß 
Art. 45 AEUV, Art. 1 bis 10 Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 Richtlinie 
2014/54/EU gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines 
Verfahrens zur Durchsetzung dieser Rechte durch den Dienstgeber nicht 
benachteiligt werden. 
 

§ 8 Abs. 2: § 8 Abs. 2: 

 
(2) Für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen und Dienstzweige – vor 
allem für die erforderliche Vor- und Ausbildung – sind die diesbezüglichen 
Bestimmungen der GBDO, insbesondere die Bestimmungen des § 6 Abs. 6 
bis 11 GBDO, sinngemäß anzuwenden, wobei die Entlohnungsgruppen 1, 2, 
3, 4, 5, 6, 7 sowie mt1, mt2, s1 und s2 den Verwendungsgruppen I, II, III, IV, 
V, VI, VII sowie MT1, MT2, S1 und S2 entsprechen. Wird ein 
Vertragsbediensteter auf einen Dienstposten des Dienstzweiges Nr. 48 
(“Gehobener Erzieherdienst”), Nr. 49 (“Gehobener Fürsorgedienst”) oder Nr. 
50 (“Gehobener Jugendfürsorgedienst”) aufgenommen, ist die 
vorgeschriebene schulische Fachausbildung als Aufnahmebedingung 
ausreichend. 
 

 
(2) Für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen und Dienstzweige – vor 
allem für die erforderliche Vor- und Ausbildung – sind die diesbezüglichen 
Bestimmungen der GBDO, insbesondere die Bestimmungen des § 6 Abs. 6 
bis 11 GBDO, sinngemäß anzuwenden, wobei die Entlohnungsgruppen 1, 2, 
3, 4, 5, 6, 7 sowie mt1, mt2, s1 und s2 den Verwendungsgruppen I, II, III, IV, V, 
VI, VII sowie MT1, MT2, S1 und S2 entsprechen. Wird ein 
Vertragsbediensteter auf einen Dienstposten des Dienstzweiges Nr. 48 
(“Gehobener Erzieherdienst”), Nr. 49 (“Gehobener Fürsorgedienst”) oder Nr. 
50 (“Gehobener Jugendfürsorgedienst”) aufgenommen, ist die 
vorgeschriebene schulische Fachausbildung als Aufnahmebedingung 
ausreichend. 
 

§ 19a: § 19a: 

  
§ 19a 

Wiederaufnahme der Tätigkeit nach Krankheit durch Herabsetzung des 
Beschäftigungsausmaßes (Wiedereingliederungsteilzeit) 

 
Vertragsbediensteten kann im Sinne von § 13a AVRAG die 
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit auf Antrag durch Herabsetzung des 
Beschäftigungsausmaßes bis auf 12 Stunden der regelmäßigen 
Wochendienstzeit gewährt werden, wenn keine wichtigen dienstlichen 
Interessen entgegenstehen. 
 

§ 46d Abs. 6: § 46d Abs. 6: 

 
(6) Für Staatsangehörige eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates gelten 
hinsichtlich der besonderen Aufnahmebedingungen ergänzend die 
Bestimmungen des § 6 Abs. 7 bis 10 der NÖ 
Gemeindebeamtendienstordnung 1976 (GBDO), LGBl. 2400, sinngemäß. 

 
(6) Für Staatsangehörige eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates gelten 
hinsichtlich der besonderen Aufnahmebedingungen ergänzend die 
Bestimmungen des § 6 Abs. 7 bis 10 der NÖ Gemeindebeamtendienst-
ordnung 1976 (GBDO), LGBl. 2400, sinngemäß. 
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§ 53: § 53: 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 
1. Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die Pflichten 

des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen 
Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, ABl.Nr. L 
288 vom 18. Oktober 1991, S. 32. 

2. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP 
und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl.Nr. L 
145 vom 19. Juni 1996, S. 4. 

3. Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von UNICE, 
CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit, 
ABl.Nr. L 14 vom 20. Jänner 1998, S. 9. 

4. Richtlinie 99/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-
CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge, ABl.Nr. L 175 
vom 10. Juli 1999, S. 43. 

5. Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen 
der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder 
Betriebsteilen, ABl.Nr. L 082 vom 22. März 2001, S. 16. 

6. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, ABl.Nr. 
L 299 vom 18. November 2003, S. 97. 

7. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

8. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S. 35. 

9. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl.Nr. L 
255 vom 30. September 2005, S. 22. 

10. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen 
für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 
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Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, ABl.Nr. L 
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und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl.Nr. L 
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3. Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von UNICE, 
CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit, 
ABl.Nr. L 14 vom 20. Jänner 1998, S. 9. 

4. Richtlinie 99/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-
CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge, ABl.Nr. L 175 
vom 10. Juli 1999, S. 43. 

5. Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen 
der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder 
Betriebsteilen, ABl.Nr. L 082 vom 22. März 2001, S. 16. 

6. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, ABl.Nr. 
L 299 vom 18. November 2003, S. 97. 

7. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

8. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
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vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl.Nr. L 255 vom 30. September 2005, S. 22. 

9. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen 
für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. 
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Juni 2009, S. 17. 
11. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer 
kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein 
gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich 
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 23. 
Dezember 2011, S. 1. 

12. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1. 

13. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für 
Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9. 

14. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des freien 
Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, 
ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

15. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 
vom 17. Dezember 2011, S. 1 

 

Juni 2009, S. 17. 
10. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer 
kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein 
gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich 
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 23. 
Dezember 2011, S. 1. 

11. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1. 

12. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für 
Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9. 

13. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des freien 
Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, 
ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

14. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 
vom 17. Dezember 2011, S. 1 

15. Richtlinie 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung 
der Rechte, die Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, 
ABl. L 128 vom 30. April 2014, S. 8. 

16. Richtlinie 2016/801/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder 
Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an 
einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder 
Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. L 
132 vom 21. Mai 2016, S. 21. 

 

 


